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V.

Prozessuale Grundsätze

Das zivilrechtliche Anschlußverfahren ist ein Teil des 
Strafverfahrens, infolgedessen sind für seine Durch­
führung grundsätzlich die Prinzipien des Strafverfah­
rens maßgeblich. Zivilprozessuale Grundsätze können 
nur insoweit Anwendung finden, als sie nicht mit denen 
des Strafprozesses in Widerspruch stehen.

1. Das zivilrechtliche Anschlußverfahren kann nur 
auf A n t r a g  d e s  V e r l e t z t e n  stattfinden (§ 268 
Abs. 1 StPO). Der Staatsanwalt kann den Antrag nicht 
von sich aus stellen, sondern nur den Antrag des Ver­
letzten unterstützen und mit vertreten (§ 269 StPO). 
Der Staatsanwalt kann mangels eigener Sachlegiti- 
mation den Antrag des Verletzten auch nicht zurück­
nehmen, z. B. auch dann nicht, wenn sich der Ange­
klagte in der Hauptverhandlung verpflichtet, den 
Schaden zu ersetzen und der Verletzte abwesend ist, 
wie das fälschlich in der am 4. Februar 1955 vor dem 
Kreisgericht Dresden (Land) verhandelten Strafsache 
— Ds 30/55 V BV — geschehen ist. Das Kreisgericht 
hätte vielmehr sachlich über den Antrag entscheiden 
müssen.

2. A n t r a g s b e r e c h t i g t  ist nur der „durch ein 
Verbrechen Verletzte“ (§ 268 Abs. 1 StPO). Nicht an­
tragsberechtigt ist daher der etwaige Abtretungs­
empfänger oder der auf Grund eines gesetzlichen Über­
ganges der Forderung an die Stelle des Verletzten 
getretene Dritte. Im Falle schuldhafter Tötung sind die 
nach § 844 Abs. 2 BGB zur Erhebung von Unterhalts­
ansprüchen berechtigten Angehörigen unmittelbar Ver­
letzte und im Anschlußverfahren als Antragsteller zu­
zulassen. Das gleiche gilt für Unterhaltsverpflichtete, 
insofern sie Beerdigungskosten oder infolge der Ver­
letzung noch vor Eintritt des Todes notwendig ge­
wordene Behandlungs- oder Pflegekosten aufwenden 
mußten.

Der Verletzte braucht den Antrag jedoch nicht persön­
lich zu stellen, sondern kann sich dazu einer mit schrift­
licher Vollmacht versehenen Person bedienen. Hat er 
einen gesetzlichen Vertreter, so hat dieser den Antrag 
persönlich oder durch eine schriftlich zu bevoll­
mächtigende Person zu stellen.

In der Hauptverhandlung selbst aber kann der Ver­
letzte, gegebenenfalls sein gesetzlicher Vertreter, nur 
persönlich auftreten. Die Vertretung durch Bevoll­
mächtigte, insbesondere durch einen vom Verletzten 
beauftragten Rechtsanwalt, ist nicht zulässig. Die Zu­
lassung einer besonderen Prozeßvertretung für die 
Geltendmachung des zivilrechtlichen Anspruchs wäre 
mit dem straf rechtlichen Charakter und dem Zweck 
des Anschlußverfahrens unvereinbar, das der Geltend­
machung zivilrechtlicher Ansprüche in den einfach 
liegenden Fällen dient, in denen mit der strafrecht­
lichen Verurteilung auch bereits die zivilrechtliche 
Schadensersatzpflicht im wesentlichen feststeht. Haus­
haltsorganisationen, VEB, WB, Wirtschaftsorgane der 
der volkseigenen Wirtschaft gleichgestellten Wirtschaft, 
demokratische Organisationen und die ihnen ange­
schlossenen Wirtschaftsbetriebe und sozialistischen Ge­
nossenschaften können sich durch eigene Angestellte, 
Funktionäre oder Angestellte übergeordneter Organe 
vertreten lasssen.

Es ist erforderlich, daß der Antragsteller vom Haupt­
verhandlungstermin benachrichtigt wird, damit er die 
ihm in § 269 StPO gewährleisteten Rechte wahrnehmen 
kann, wie dies im Urteil des Obersten Gerichts vom 
13. September 1957 — 2 Zst III 73/57 — ausgesprochen 
worden ist.

3. Für den Antrag des Verletzten ist keine bestimmte 
F o r m  ausdrücklich vorgeschrieben, jedoch muß er 
s c h r i f t l i c h  oder zu P r o t o k o l l  erklärt werden, 
weil sich nur so die Rechtzeitigkeit feststellen läßt.-Dem 
Angeklagten ist eine Abschrift des Antrages zusammen 
mit dem Eröffnungsbeschluß oder im Strafbefehlsver­
fahren mit der Ladung zum Termin über den Einspruch 
zuzustellen. In dem Eröffnungsbeschluß selbst ist der 
Antrag nicht aufzunehmen. Auf die Ergänzung bzw. 
Berichtigung unvollständiger oder ungenügender An­
träge haben Staatsanwalt und Gericht hinzuwirken.

Der Verletzte ist nicht gehindert, den Antrag vor Er­
öffnung des Hauptverfahrens oder nach der Eröffnung 
bis zum Erlaß des Urteils zurückzunehmen. Das gilt 
auch für die II. Instanz. Die Rücknahme muß ebenfalls 
schriftlich oder zu Protokoll des Staatsanwalts oder des 
Gerichts (§ 229 Abs. 2 StPO) erklärt werden und ist, 
wenn dies außerhalb der Hauptverhandlung geschieht, 
dem Angeklagten schriftlich mitzuteilen.

Der Antrag des Verletzten muß spätestens bei Er­
öffnung des Hauptverfahrens oder im Strafbefehlsver­
fahren bis zum Erlaß des Strafbefehls bei Gericht ein­
gegangen sein (§ 268 Abs. 1 StPO). Über verspätet ge­
stellte Anträge darf in keinem Fall sachlich entschieden 
werden. Sie sind vielmehr, falls sie nicht zurück­
genommen werden, prozessual unzulässig und haben 
keine materiell-rechtlichen Folgen.

4. Zur B e g r ü n d u n g  d e s  A n t r a g e s  genügt es, 
daß der Verletzte Schadensersatz wegen der Handlung 
fordert, die Gegenstand des Strafverfahrens ist. Infolge­
dessen rst es unwesentlich, wie Staatsanwalt und Ge­
richt die Tat rechtlich beurteilen. Eine Änderung der 
rechtlichen Beurteilung der Tat des Angeklagten in der 
Hauptverhandlung (§ 216 StPO) ist unschädlich, auch 
wenn sich damit die rechtliche Begründung des Scha­
densersatzanspruchs ändern sollte, so z. B. wenn statt 
Unterschlagung, die zum Schadensersatz nach § 823 
Abs. 1 BGB verpflichtet, Betrug angenommen wird, der 
nur nach § 823 Abs. 2 BGB zum Schadensersatz ver­
pflichtet, weil das Vermögen kein in § 823 Abs. 1 BGB 
geschütztes „sonstiges Recht“ ist.

5. Die B e w e i s a u f n a h m e  darüber, ob und in 
welcher Höhe der geltend gemachte Schadensersatz­
anspruch besteht, bestimmt sich nach den Vorschrif­
ten der Strafprozeßordnung. Über Beweisanträge des 
Verletzten, zu denen dieser nach § 269 StPO berechtigt 
ist, ist nach den Bestimmungen der §§ 202, 203 StPO 
zu entscheiden. Dabei kann der Verletzte Anträge nur 
stellen, die seinen Anspruch betreffen (§ 269 StPO). 
Sonstigen sachdienlichen Hinweisen des Verletzten hat 
das Gericht auf Grund von § 200 StPO nachzugehen. 
Infolgedessen sind Geständnisse oder übereinstimmende 
tatsächliche Erklärungen des Angeklagten und des Ver­
letzten nur im Wege der strafrechtlichen Beweisgrund­
sätze zu würdigen.

Auch der Abschluß eines gerichtlichen V e r ­
g l e i c h e s  ist mit dem grundsätzlich strafrechtlichen 
Charakter des Anschlußverfahrens nicht vereinbar. Eine


